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Die Europäische Union als Lerngegenstand ist für Lehrende und Lernende gleicher-
maßen herausforderungsvoll, denn ein „europäisches Bewusstsein“ als Ziel poli-
tischer Bildung setzt mehr voraus als affektives Zugehörigkeitsgefühl. Für eine an-
gemessene politische Urteilsbildung ist EU-bezogenes Wissen notwendig. Dabei 
geht es um eine differenzierte Auseinandersetzung mit europäischen Themen, Her-
ausforderungen und Konfl ikten, die sich nicht von momentanen Stimmungen oder 
von einer diffusen Ablehnung leiten lässt. Europabildung hat nicht vorrangig die 
Aufgabe, für die europäische Integration zu begeistern. Sie muss vielmehr die ge-
wachsene Bedeutung der EU verstehbar machen, ihre Probleme benennen sowie 
analysieren und schließlich die politische Urteilsbildung und Handlungsfähigkeit der 
Schülerinnen und Schüler fördern. Indem politische Europabildung Wissen, Einstel-
lungen und Erfahrungen sowie Urteilskraft und Handlungskompetenz miteinander 
verknüpft, kann sie eine wichtige Grundlage zur Herausbildung der vielbeschwore-
nen „europäischen Identität“ legen und einen Beitrag zur Entwicklung einer demo-
kratischen politischen Kultur der EU leisten.   
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Vorwort

Der Europäischen Union (EU) kommt in der europapoliti-
schen Bildungsarbeit ein besonderer Stellenwert zu. Die Ent-
scheidungen dieses eng ver#ochtenen europäischen Staatenver-
bunds haben immer stärkere Auswirkungen auf das Leben der 
Bürgerinnen und Bürger. Da nur durch die schulische politi-
sche Bildung alle angehenden EU-Bürgerinnen und EU-Bürger 
erreicht werden, trägt sie für die politische Europabildung eine 
besondere Verantwortung.

Eine attraktive „Vision“ für ein künftiges Europa fällt jedoch 
nicht vom Himmel! „Europäisches Bewusstsein“ als Ziel politi-
scher Bildung setzt mehr voraus als a$ektives Zugehörigkeits-
gefühl. Zur kognitiven Fundierung der politischen Urteilsbil-
dung der Lernenden ist auch EU-bezogenes Wissen und dessen 
wertebezogene Anwendung auf politische Fragestellungen not-
wendig. Es geht um eine di$erenzierte Auseinandersetzung mit 
europäischen "emen, Herausforderungen und Kon#ikten, die 
sich nicht von momentanen Stimmungen oder von einer di$u-
sen Ablehnung leiten lässt. Europabildung hat nicht vorrangig 
die Aufgabe, für die europäische Integration zu begeistern. Sie 
muss vielmehr die gewachsene Bedeutung der EU verstehbar 
machen, ihre Probleme benennen sowie analysieren und schließ-
lich die politische Urteilsbildung und Handlungsfähigkeit der 
Schülerinnen und Schüler fördern. Indem politische Europa-
bildung auf diese Weise Wissen, Einstellungen und Erfahrun-
gen sowie Urteilskraft und Handlungskompetenz miteinander 
verknüpft, kann sie eine substantielle Grundlage zur Herausbil-
dung der vielbeschworenen „europäischen Identität“ legen und 
einen Beitrag zur Entwicklung einer demokratischen politi-
schen Kultur der EU leisten.

Die in diesem Band verö$entlichten Beiträge gehen auf die 
Beutelsbacher Gespräche „EUropa im Unterricht – Aspekte ei-
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6 Vorwort

ner politischen Europabildung“ vom 17. bis 19. Februar 2020 
zurück. Dank gilt Prof. Dr. Monika Oberle und Robby Geyer, 
die gemeinsam mit Prof. Siegfried Frech diese Tagung organi-
siert sowie den Tagungsband herausgegeben haben. Siegfried 
Frech betreut die „Didaktische Reihe“ der LpB seit 1991 redak-
tionell, seit 2008 war er zudem für die Beutelsbacher Gesprä-
che verantwortlich. 2021 wird er die Landeszentrale Richtung 
„Unruhestand“ verlassen. Für sein langjähriges sorgfältiges und 
umsichtiges Engagement als Redakteur und Herausgeber sei 
ihm an dieser Stelle ganz herzlich gedankt. Als Verantwortlicher 
für diese Buchreihe hat er ein ums andere Mal ein feines Gespür 
für fachdidaktische Entwicklungen und Trends bewiesen. Dank 
gebührt auch allen Autorinnen und Autoren, die engagiert und 
kompetent die Diskussion ermöglicht und geführt haben, so-
wie dem Wochenschau Verlag für die langjährige gute Zusam-
menarbeit.

 Lothar Frick, Sibylle !elen
 Direktion der Landeszentrale für politische Bildung
 Baden-Württemberg
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Monika Oberle

Wissen und Einstellungen junger 
Bürgerinnen und Bürger zur 
Europäischen Union

1. Einleitung

Die Europäische Union (EU) hat sich seit der Gründung ihrer 
Vorgängerorganisationen im Anschluss und in Antwort auf den 
Zweiten Weltkrieg sehr dynamisch entwickelt. Im Abstand von 
wenigen Jahren erfolgten Erweiterungen der Mitgliedschaft 
(horizontale Integration) und mehr oder weniger weitreichen-
de Änderungen ihrer vertraglichen Grundlagen (vertikale und 
sektorale Integration, vgl. Holzinger u. a. 2005). Dabei war die 
europäische Integration lange getragen von einem „permissiven 
Konsensus“ der Bevölkerung, dem eine Output-Legitimation 
der europäischen Politik zugrunde lag (vgl. Knelangen 2015; 
Schmidt 2019, 429-438). Die Bürgerinnen und Bürger bejah-
ten also grundsätzlich weitere Integrationsschritte und sahen 
das Integrationsprojekt vor allem auf Grund seiner Errungen-
schaften, allen voran Frieden, Freiheit und wirtschaftliche Ent-
wicklung in den Mitgliedsländern, als legitim an.

Seit Anfang der 1990er-Jahre ist Kritik an einer fehlenden 
demokratischen Legitimation der EU-Politik virulent und aus 
Diskussionen zu Grundlagen und Zukunft der europäischen 
Integration nicht mehr wegzudenken, zugleich ist aber auch die 
Kritik an ihrer mangelnden E%zienz mit Begri$en wie „Büro-
kratiemonster“ sprichwörtlich. Beide Probleme, das sogenann-
te Demokratiede&zit der EU wie auch ihre E%zienzproblema-
tik, wurden vom Europäischen Rat (2001) in der Erklärung 
von Laeken ausdrücklich als reformbedürftig benannt. Beide 
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66 Monika Oberle

Probleme sollten mit der (letztlich gescheiterten) Europäischen 
Verfassung sowie der realisierten Alternative, dem 2009 in 
Kraft getretenen Reformvertrag von Lissabon, ein Stück weit 
überwunden werden (vgl. Weidenfeld 2006; Leiße 2010). Die 
institutionelle Reform wird allerdings prinzipiell dadurch er-
schwert, dass demokratische Input-Legitimität und Verfah-
rense%zienz in einem gewissen Spannungsverhältnis zueinan-
der stehen.

Betrachtet man die politische Kultur, also die politischen 
Orientierungen der Bevölkerung in der Europäischen Union, 
stellen sich für die Demokratisierung der EU Herausforderun-
gen, denen mit einer Institutionenreform alleine nicht begeg-
net werden kann. Neben dem institutionellen bzw. konjunktu-
rellen Demokratiede&zit der EU wird nämlich auch ein struk-
turelles Demokratiede&zit beklagt (Schmidt 2019, 430 $.). 
Hier geht es um die Frage, inwieweit ein europäischer demos 
und eine europäische Identität existieren – ob die Bürgerinnen 
und Bürger der EU sich also als solche fühlen, ob sie Probleme 
der anderen Mitgliedstaaten als ihre eigenen begreifen und ob 
sie bereit sind, Mehrheitsentscheide innerhalb der EU anzuer-
kennen. Der klassischen "ese der politischen Kulturforschung 
nach Gabriel Almond und Sidney Verba (1963) zufolge braucht 
es für die Stabilität eines politischen Systems eine gewisse Kon-
gruenz mit einer dazu passenden politischen Kultur. Das be-
deutet einerseits, dass die EU mit zunehmend partizipatorisch 
orientierten Bürgerinnen und Bürgern ihre Entscheidungspro-
zesse demokratisieren, also mehr Mitbestimmung und Transpa-
renz ermöglichen sollte. Die "ese bedeutet aber umgekehrt 
auch: Je mehr die EU ihre politischen Strukturen demokrati-
siert, umso höher sind auch die Anforderungen an die demo-
kratiekompatiblen Orientierungen der Bürgerschaft.

Wenn also das Europäische Parlament mehr Macht und Zu-
ständigkeiten erhält, wie es mit den Vertragsrevisionen der letz-
ten Jahrzehnte geschehen ist, dann braucht es auch gewandelte 
politische Orientierungen der Bevölkerung gegenüber der EU 
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67Wissen und Einstellungen junger Bürgerinnen und Bürger zur EU

und der eigenen Rolle in der EU-Politik. Andernfalls kann, 
überspitzt formuliert, eine Stärkung des Europaparlaments eine 
Schwächung der demokratischen Legitimität der EU bedeuten. 
Solange nämlich die Wahlen zum Europäischen Parlament als 
„nationale Nebenwahlen“ begri$en werden, sich etwa die Hälf-
te der wahlberechtigten Bevölkerung nicht an den Wahlen be-
teiligt und einer solchen Wahlentscheidung wenig Wissen über 
europapolitische Positionen der Parteien und die politischen 
Prozesse der EU zugrunde liegt, kann der demokratische Mehr-
wert einer Aufwertung des Europäischen Parlaments gegenüber 
dem Rat der EU durchaus in Frage gestellt werden.

Zu den relevanten politischen Orientierungen der Bürgerin-
nen und Bürger gegenüber der EU gehören u. a. politisches 
Wissen und politische Einstellungen, auf welche in den folgen-
den Abschnitten näher eingegangen wird.

2. Wissen und Einstellungen von Jugendlichen zur 
Europäischen Union

Wie ist es um die Kenntnisse und Einstellungen der (jungen) 
Bürgerinnen und Bürger zur Europäischen Union heute be-
stellt? Im folgenden Abschnitt werden Ergebnisse aktueller Stu-
dien zu den EU-Einstellungen und Kenntnissen der Bevölke-
rung in den Mitgliedstaaten und insbesondere der Jugendli-
chen in Deutschland skizziert.

Das „Standard-Eurobarometer 92“ enthält Ergebnisse einer 
repräsentativen Befragung der Bevölkerung der noch 28 Mit-
gliedsländer der EU ab einem Alter von 15 Jahren von Novem-
ber 2019 (Europäische Union 2020). Es zeigt sich, dass die EU 
vor allem mit Freiheit bzw. Freizügigkeit, Frieden, dem Euro, 
kultureller Vielfalt und Demokratie assoziiert wird. Aspekte 
wie Bürokratie und Geldverschwendung rangieren dahinter. 
Die 15- bis 24-Jährigen stimmen dabei positiven Konnotatio-
nen wie Freizügigkeit („Freiheit, überall in der EU reisen, stu-
dieren und arbeiten zu können“) und Demokratie stärker zu 
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und assoziieren negative Aspekte wie Bürokratie oder Geldver-
schwendung weniger mit der EU als ältere Befragte (a. a. O., 
97-114). Dieser Generationenunterschied spiegelt sich auch 
im Antwortverhalten auf Fragen nach der Bewertung der EU-
Mitgliedschaft des eigenen Landes und dem Vertrauen in Insti-
tutionen der EU. Sowohl die 25- bis 39-Jährigen, als auch die 
40- bis 54-Jährigen und die über 55-Jährigen weisen eine gerin-
gere Zustimmung zur EU-Mitgliedschaft und ein geringeres 
Vertrauen in die EU auf als die 15- bis 24-Jährigen (a. a. O., 
110, 139). Grundsätzlich ist bemerkenswert, dass das im Euro-
barometer regelmäßig erhobene Vertrauen in die EU 2019 den 
höchsten Wert seit 2010 erreicht hat, mit einem leichten Rück-
gang im Herbst gegenüber den Frühjahrwerten des Jahres. Eine 
ähnliche Entwicklung zeigt sich bei weiteren Einstellungsfra-
gen. Die Einstellungen der deutschen Bevölkerung zur EU sind 
positiver ausgeprägt als der EU-Durchschnitt, wobei Einstel-
lungen zwischen Mitgliedsländern stark variieren.

Im Oktober 2019 erfolgte in der EU-28 außerdem eine re-
präsentative face-to-face-Befragung der Bevölkerung ab dem 
Alter von 15 Jahren, deren Ergebnisse im „Parlemeter 2019“ 
vorgestellt werden (Europäisches Parlament 2019). Der Be-
fund, dass die junge Generation die EU generell positiver be-
wertet als ihre älteren Mitbürgerinnen und Mitbürger, wird 
hier bestätigt: „Young people remain the biggest overall supporters 
of the European Union in comparison to other age ranges. !is 
 "nding is not new and is widely backed by scienti"c research“ 
(a. a. O., 13). Die Einstellungen der deutschen Jugendlichen 
zum Funktionieren der Demokratie in der EU, also ihre perfor-
manzbezogenen Einstellungen, rangieren mit 60 Prozent Zu-
stimmung im europäischen Mittelfeld (a. a. O., 18).

Wissen zur EU wird in den Eurobarometer- und Parlemeter-
Studien vor allem über Items zum subjektiven Wissen, also Fra-
gen zur Selbsteinschätzung des eigenen Kenntnisstandes über 
die EU operationalisiert (a. a. O., 58 $.). Hier zeigt sich, dass 
die Befragten ihr EU-Wissen überwiegend als mittelmäßig ein-
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69Wissen und Einstellungen junger Bürgerinnen und Bürger zur EU

schätzen, 39 Prozent bewerten ihre eigenen Kenntnisse als eher 
gering. Nur sechs Prozent der Bevölkerung attestieren sich 
selbst ein hohes Maß an Wissen über die EU. Arbeitslose und 
Hausfrauen/Hausmänner weisen den geringsten subjektiven 
Wissensstand auf. Im Vergleich zwischen Altersgruppen attes-
tieren sich die 15-bis 24-Jährigen den mit Abstand geringsten 
Kenntnisstand über die EU. Dem widersprechen allerdings die 
Befunde des „Eurobarometer 92“, welches mit einer anderen 
Frageformulierung arbeitet und bei dem die über 50-Jährigen 
ihr EU-Verständnis am geringsten einschätzen (Europäische 
Union 2020, 159). Männliche Befragte weisen in beiden Stu-
dien ein deutlich höheres subjektives Wissen über die EU auf 
als weibliche Personen. Das subjektive Wissen gibt nur bedingt 
Aufschluss über die tatsächlichen EU-Kenntnisstände und eig-
net sich schlecht für Vergleiche in heterogenen Gruppen, da die 
Werte von der jeweils subjektiv angewandten und unter den 
Befragten variierenden Bezugsnorm abhängen (vgl. Oberle 
2012). Aus politikwissenschaftlichen Studien zum objektiven 
Wissen ist allerdings bekannt, dass politische Kenntnisse mit 
dem Alter eher steigen und zugleich das Wissen im Jugendalter 
ein relevanter Prädiktor für das politische Wissen im Erwachse-
nenalter ist (a. a. O.).

Bettina Westle hat 2015 Eurobarometer-Daten hinsichtlich 
des objektiven Wissens der Bevölkerung über das Europäische 
Parlament und die Europawahlen detailliert ausgewertet. Sie 
fokussiert dabei u. a. die Frage nach der Direktwahl des Euro-
päischen Parlaments in neun Erhebungsrunden von 2002 bis 
2012. Westle (2015, 41) betont die Problematik des in den 
Euro baro meter-Studien leider üblichen Frageformats, das eine 
Ratewahrscheinlichkeit von 50 Prozent aufweist. Auch lassen 
sich mit einzelnen Items keine weitreichenden und auch keine 
besonders zuverlässigen Aussagen über Wissensstände tre$en. 
Angesichts der bestehenden großen Forschungsde&zite zum po-
litischen (EU-)Wissen der Bevölkerung (vgl. z. B. Westle/Jo-
hann 2010) sind die Befunde dennoch bemerkenswert. So zeigt 
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sich ein sehr geringer Kenntnisstand zum Europäischen Parla-
ment und zur zentralen Form demokratischer Partizipation in 
der EU, den Europawahlen. Weniger als die Hälfte der Befrag-
ten beantwortet die Frage nach der Direktwahl zum Europäi-
schen Parlament korrekt, wobei die Werte rund um die Euro-
pawahltermine etwas ansteigen, danach jedoch wieder abfallen. 
Deutschland gehört hier im europäischen Vergleich zu den 
Schlusslichtern, bei anderen Fragen zum Europäischen Parla-
ment liegt es im Mittelfeld. Vergleiche zwischen Altersgruppen 
ergeben kein klares Bild. In Deutschland weist die Gruppe der 
15- bis 29-Jährigen die geringsten Kenntnisse über das Europä-
ische Parlament auf.

Die Relevanz der Kenntnisse über das Parlament und die 
Europawahlen konnte u. a. eine Studie von Daniela Braun und 
Markus Tausendpfund (2018) auf Basis der European Election 
Study 2014 bestätigen: Politisches Wissen hat deutliche E$ekte 
auf die Teilnahme an den Wahlen zum Europäischen Parlament 
(vgl. auch Hogh/Larsen 2016; Westle 2015). Wer sich also eine 
höhere Beteiligung an den Europawahlen wünscht, sollte die 
EU-Kenntnisse der Bürgerinnen und Bürger nicht außer Acht 
lassen.

Bezüglich der Einstellungen und Kenntnisse von Jugendli-
chen in Deutschland liegen jenseits des Eurobarometers weite-
re aktuelle Befunde vor. Auch hier zeigt sich, dass Jugendliche 
die EU überwiegend positiv bewerten. So stellt die Shell Ju-
gendstudie 2019 fest, dass Jugendliche zwischen 12 und 25 Jah-
ren die EU mit „Freizügigkeit (reisen, studieren, arbeiten)“, 
„Kultureller Vielfalt“, „Frieden“ und „Demokratie“ konnotie-
ren (Schneekloth/Albert 2019, 70). Erst dahinter rangiert der 
Begri$ „Bürokratie“ mit 71 Prozent Zustimmung. Deutlich zu-
genommen haben im Vergleich zu 2006 die Zuschreibungen 
„Wirtschaftlicher Wohlstand“ (von 47 % auf 70 %) und sozia-
le Absicherung (von 33 % auf 54 %). Gesunken ist die Verbin-
dung mit negativen Aspekten wie „Geldverschwendung“, „Nicht 
genug Kontrolle an den Grenzen“, „Arbeitslosigkeit“ und „Kri-
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minalität“, die aus Perspektive der Jugendlichen weit hinter den 
oben genannten positiven Assoziationen rangieren.

Bei 50 Prozent der befragten Jugendlichen ruft die EU ein 
„sehr positives“ oder „eher positives“ Bild hervor, nur elf Pro-
zent sehen sie insgesamt negativ oder sehr negativ (a. a. O., 73). 
Dabei zeigen sich allerdings leichte Unterschiede zwischen Ost- 
und Westdeutschland (mit etwas positiveren Werten im Wes-
ten der Republik) und deutliche Unterschiede zwischen ver-
schiedenen Bildungsniveaus bzw. Schulformen (positivere Wer-
te am Gymnasium) sowie zwischen städtischen und ländlichen 
Regionen (negativere Einstellungen im ländlichen Raum). Die 
der EU gegenüber negativ eingestellten Jugendlichen sind je-
doch auch bei der Gruppe mit Hauptschulabschluss bzw. ohne 
Schulabschluss in der Minderheit (22 %) – hier überwiegt die 
Angabe „weder noch“ (44 %). Was sich dahinter genau ver-
birgt, ob Unentschiedenheit, Gleichgültigkeit oder eine Abwe-
senheit jeglicher Orientierungen zur EU, müssten weitergehen-
de Studien eruieren. Das Vertrauen der Jugendlichen in die EU 
ist im Vergleich zu den letzten Erhebungsrunden der Shell Stu-
dien leicht gestiegen, wobei nun 40 Prozent der EU als Institu-
tion sehr oder eher vertrauen, 35 Prozent äußern ein „mittleres“ 
Vertrauen und etwa 21  Prozent bringen der EU eher wenig 
oder sehr wenig Vertrauen entgegen (a. a. O., 74). Damit ver-
trauen die Jugendlichen der EU etwas mehr als den Vereinten 
Nationen und dem Bundestag und deutlich mehr als politi-
schen Parteien (a. a. O., 93).

Was die europäische Identität der Jugendlichen in Deutsch-
land angeht, ist ein Rückgang einer rein nationalen Identität zu 
verzeichnen bei gleichzeitiger Zunahme einer „hybriden Iden-
tität“, bei der sich die Jugendlichen sowohl als Deutsche als 
auch als Europäerinnen bzw. Europäer sehen (vgl. TUI Stiftung 
2019, 30 $.). Auch die Ergebnisse der International Civic and 
Citizenship Education Study 2016 (ICCS-Studie, Abs/Hahn-
Laudenberg 2017), welche Jugendliche im Alter von 14 Jahren 
befragte und an der auch das Bundesland Nordrhein-Westfalen 
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(NRW) mit einem repräsentativen Sample teilgenommen hat, 
legen insgesamt positive Einstellungen von Jugendlichen zu 
Europa und der Europäischen Union o$en (Ziemes u. a. 2017, 
184 $.). Allerdings gehören Jugendliche in Nordrhein-Westfa-
len hinsichtlich ihrer Sicht auf die Legitimität und Performanz 
der EU zur eher skeptischeren Ländergruppe. So zeigt sich hier 
„eine zwar insgesamt positive, aber im europäischen Vergleich 
eher skeptische Sicht auf die Europäische Union“ (a. a. O., 
188). Die Identi&kation mit Europa fällt bei Jugendlichen in 
allen europäischen Ländern der ICCS-Studie hoch aus (Jasper 
u. a. 2017, 121 $.). Auch die Jugendlichen in Nordrhein-West-
falen identi&zieren sich überwiegend mit Europa (ca. 90 Pro-
zent sehen sich als Europäerinnen bzw. Europäer und sind stolz 
darauf, in Europa leben zu dürfen), jedoch fällt diese Identi&-
kation schwächer aus als im europäischen Vergleich. Die Ergeb-
nisse der ICCS-Studie sprechen dabei wiederum für die Ent-
wicklung von hybriden Identitäten, bei denen eine höhere 
Identi&kation mit der Nation auch mit einer höheren Identi&-
kation mit Europa einhergeht (a. a. O., 124).

Insgesamt zeichnen die empirischen Studien kein Bild einer 
breit verankerten fundamentalen Euroskepsis, wenn auch die 
hohen Zustimmungswerte der frühen 1990er-Jahre (siehe z. B. 
Knelangen 2015) bislang nicht wieder erreicht wurden. Gerade 
die jüngere Generation, also die Kohorte der Jugendlichen bzw. 
jungen Erwachsenen 15- bis ca. 27-Jährigen, hebt sich zumeist 
durch positivere EU-Einstellungen von älteren Befragten ab. 
Ein nicht unbedeutender Teil der Befragten äußert jedoch 
durchaus eine fundamentale EU-Skepsis und ein fehlendes Ver-
trauen in die EU, wobei solche negativen Einstellungen in bil-
dungsfernen Schichten und ländlichen Regionen stärker ausge-
prägt sind. Unentschiedene Antworten wie „weder noch“ und 
„keine Angabe“ sind schwer interpretierbar und könnten auch 
einer Abwesenheit von Orientierungen zur EU entspringen (vgl. 
Oberle/Stamer 2020), welche für ein demokratisches Gemein-
wesen ebenfalls eine bedeutsame Herausforderung darstellt.
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3. Kenntnisse und Einstellungen zur Europäischen 
Union als Ziele der politischen Bildung

Welche Rolle sollte die politische Bildung mit Blick auf EU-
Kenntnisse und EU-Einstellungen von Jugendlichen spielen? 
Inwiefern sind Kenntnisse und Einstellungen zur EU bei Schü-
lerinnen und Schülern Ziele des Politikunterrichts?

Zum einen ist festzustellen, dass sich Politik in Deutschland 
heute ohne Berücksichtigung der europäischen Dimension we-
der angemessen begreifen noch gestalten lässt. Dem muss eine 
zeitgemäße politische Bildung Rechnung tragen. In der politi-
schen Europabildung kommt der EU ein zentraler Stellenwert 
zu – als transnationaler Zusammenschluss mit supranationalen 
und intergouvernementalen Elementen prägen ihre Entschei-
dungen zunehmend das Leben der hier ansässigen Menschen 
und sind zugleich auch über europäische Beteiligungsverfahren 
wie die Europawahlen zu beein#ussen. Die Komplexität der EU 
erschließt sich den (jungen) Bürgerinnen und Bürgern, trotz 
frei verfügbarer Informationen, ja Informations#uten, jedoch 
nicht nebenbei. Entsprechend sehen heutzutage die Curricula 
der Sekundarstufen allgemeinbildender Schulen in allen Bun-
desländern die Behandlung der EU im politischen Fachunter-
richt verbindlich vor. Zum Teil sind EU-bezogene "emen auf 
verschiedene Fächer, neben dem Politikunterricht z. B. auf die 
Fächer Wirtschaftskunde oder Geogra&e, verteilt. Damit ist al-
lerdings noch nichts über die Umsetzung dieser Vorgaben und 
die realisierte Qualität des Unterrichts zur EU gesagt.

Neben Kenntnissen über die Eingebundenheit Deutsch-
lands in die EU und Wissen um die Bedeutung von deren Ent-
scheidungen für das eigene Leben sollen bei den Lernenden 
laut Empfehlung der Kultusministerkonferenz (2020) auch ein 
Bewusstsein europäischer Zusammengehörigkeit bzw. eine eu-
ropäische Identität gefördert werden. In Anlehnung an das Mo-
dell der Politikkompetenz (Detjen u. a. 2012) bestehen die Zie-
le der politischen EU-Bildung in der Förderung einer auf die 
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europäische Integration bezogenen politischen Urteilsfähigkeit, 
kommunikativen und partizipativen politischen Handlungsfä-
higkeit, konzeptuellen Wissens zur Europapolitik in ihren Di-
mensionen polity, politics und policy sowie in der Förderung eu-
ropapolitischer Motivationen (z. B. Interesse, Selbstwirksam-
keitsüberzeugung) und Einstellungen (z. B. Institutionenver-
trauen).

Wissen stellt dabei einen zentralen Bestandteil von Kompe-
tenz dar. Kompetenzen umfassen in Anlehnung an De&nitio-
nen des Psychologen Franz E. Weinert „Wissen und Können“ 
(Klieme 2004, 13). Mit Blick auf fachliches Lernen diskutiert 
Weinert verschiedene Kompetenzbegri$e, wobei das von ihm 
präferierte Konzept neben Können explizit auch Wissen um-
fasst. Es ist ein „knowledge-centered concept of competence“, 
wobei er argumentiert: „key competencies, however, are no substi-
tute for content-speci"c knowledge, especially when solving more 
di#cult problems. Even the hope that one could use a few key com-
petencies to quickly acquire content-speci"c knowledge through 
electronic media is a purely utopian view. Only those with enough 
initial knowledge are able to use new knowledge e$ectively“ (Wei-
nert 1999, 28).

Fachspezi&sche Kompetenzen bedürfen für ihren Erwerb, 
aber auch für ihre Anwendung fachlicher Kenntnisse. Die sys-
tematische Vermittlung eines konzeptuellen Grundwissens ne-
ben der kontinuierlichen Förderung der übrigen Kompetenzfa-
cetten ist keine Aushöhlung der Kompetenzorientierung, son-
dern ihr inhärent (vgl. Oberle/Tatje 2014, 63).

Angesichts des Kontroversitätsgebots und Überwältigungs-
verbots als Grundprinzipien politischer Bildung stellt sich die 
Frage, inwiefern pro-europäische bzw. positive EU-Einstellun-
gen sowie eine europäische Identität legitime Ziele politischer 
Bildung sein können (vgl. Oberle 2020). So wird eine „empha-
tisch-gesinnungsethische Prägung“ (Massing 2004, 146) der 
politischen Europabildung in der Politikdidaktik deutlich kri-
tisiert. Zugleich ist zu berücksichtigen, dass der Beutelsbacher 
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Konsens (vgl. Frech/Richter 2017; Oberle 2016; Wehling 1977) 
nicht wertneutral ist, sondern einen klaren Grundgesetzbezug 
hat. Die dort verankerte Europao$enheit (Art. 23 GG) recht-
fertigt eine grundsätzlich positive Bewertung der europäischen 
Integrationsbestrebungen im Unterricht. In Anlehnung an 
 David Easton (1965, Unterscheidung von di$user und spezi-
&scher politischer Unterstützung) lassen sich generelle und 
performanz bezogene politische Einstellungen unterscheiden 
und damit ein „harter“ von einem „weichen“ Euroskeptizismus 
(Knelangen 2015; Weßels 2009). Während eine „fundamen-
tale“ EU-Skepsis nicht im Zielbereich schulischer Bildung in 
Deutschland liegt, entspricht eine „konstruktive“ EU-Skepsis 
durchaus den Zielen der politischen EU-Bildung.

Zu den motivationalen Orientierungen gehören insbesonde-
re das politische Interesse sowie das subjektive politische Kom-
petenzgefühl bzw. die Selbstwirksamkeitsüberzeugungen. Diese 
können in ein internes und externes E$ektivitätsgefühl unter-
schieden werden (vgl. Oberle 2012, 65 $.): Während internal 
political e#cacy sich auf die Einschätzung der eigenen auf Poli-
tik bezogenen Fähigkeiten bezieht, ist unter external political ef-
"cacy die subjektiv wahrgenommene Responsivität des Systems 
gegenüber den Bürgerinteressen zu verstehen, also die Einschät-
zung, ob „das politische System für Ein#üsse der Bürger o$en 
ist und auf sie reagiert“ (Vetter/Maier 2005, 57). Das Respon-
sivitätsgefühl ist eng verwandt mit dem Vertrauen in das poli-
tische System bzw. dessen di$user politischer Unterstützung 
(vgl. Massing 2012, 28). Als Teil der Selbstwirksamkeitsüber-
zeugung lässt sich das politische Responsivitätsemp&nden also 
einerseits den politischen Motivationen, als Element der politi-
schen Unterstützung andererseits den politischen Einstellungen 
zuordnen. Selbstverständlich hängen Responsivitätsgefühl und 
Vertrauen als Element der Politikkompetenz entscheidend von 
der Vertrauenswürdigkeit des politischen Systems, seiner Insti-
tutionen und Akteure ab. Zugleich ist festzustellen, dass ohne 
ein Mindestmaß an Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in 
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ihre politischen Institutionen eine repräsentative Demokratie 
nicht funktionieren kann (vgl. Fuchs u. a. 2002).

Einigkeit besteht, dass sich Politikunterricht auch mit Kri-
tikpunkten am europäischen Einigungsprozess sowie mit alter-
nativen Entwicklungsszenarien, institutionellen Designs und 
policies auseinandersetzen muss. Unterrichtsziel ist es, den 
Schülerinnen und Schülern ihre eigenen Einstellungen kogni-
tiv zugänglich zu machen, Vorurteile in begründete, sachlich 
fundierte Urteile zu überführen und die Lernenden zu einer 
selbstständigen, re#ektierten Teilnahme an politischen Ent-
scheidungsprozessen zu befähigen. Bei der Identitätsbildung ist 
kritisch zu re#ektieren, dass Identi&kation auch Ab- und Aus-
grenzung beinhalten kann (Stichwort: Festung Europa), dass 
aber zugleich von hybriden bzw. multiplen Identitäten auszu-
gehen ist. Eine europäische Identität kann damit z. B. mit ei-
nem lokalen, nationalen und globalen Zugehörigkeitsgefühl 
einhergehen, die je nach Situation unterschiedlich aktiviert 
werden. Selbstverständlich gilt, dass politische Einstellungen 
nicht Gegenstand schulischer Benotung sein dürfen.

4. Veränderung von EU-Wissen und 
EU-Einstellungen durch politische Bildung? 
Befunde empirischer Studien

Zu den Wirkungen von Interventionen der politischen Bildung 
zum "ema EU liegen hierzulande mittlerweile einige empiri-
sche Studien vor. Sie zeigen zunächst, dass es einen deutlichen 
Unterschied macht, ob die EU im Politikunterricht behandelt 
wird oder nicht.

So untersuchte die Studie „Wissen und Einstellungen von 
Schüler/-innen zur Europäischen Union“ (WEUS-II) (Oberle/
Forstmann 2015a) das politische EU-Wissen sowie die politi-
schen Einstellungen, Motivationen und Volitionen von 885 
Schülerinnen und Schülern aus 41 Klassen der Sekundarstufen 
niedersächsischer Gymnasien und Gesamtschulen, wobei ein 

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.



77Wissen und Einstellungen junger Bürgerinnen und Bürger zur EU

Teil des Samples (n=722) die EU im politischen Fachunterricht 
bereits durchgenommen hatte, bei einigen Klassen (n=163) die 
gezielte Auseinandersetzung mit der EU noch bevorstand. Die 
zweite Gruppe fungierte als Kontrollgruppe. Wie andere Studi-
en zeigen, erfolgt die Behandlung der EU im alltäglichen Poli-
tikunterricht zumeist als thematischer Block, u. a. unter Nut-
zung des entsprechenden Schulbuchkapitels (vgl. Tatje 2017; 
Oberle/Forstmann 2015b, 202). EU-Wissen wurde in der 
 Studie mit einer Batterie aus 44 Mehrfach-Antwort-Items erho-
ben (aufbauend auf dem von Oberle 2012 entwickelten und 
u. a. mit einem Expertenreview validierten Messinstrument), 
EU-Einstellungen mit Batterien aus jeweils mehreren Likert-
skalierten Items. Die Forschungsergebnisse zeigen, dass die Be-
handlung der EU im alltäglichen Fachunterricht auch unter 
Kontrolle der übrigen erhobenen potenziellen Ein#ussfaktoren, 
wie Geschlecht, Alter, kulturelles Kapital des Elternhauses, Ge-
spräche über die EU mit Eltern und Peers, Nachrichtenkonsum 
in Qualitätsmedien sowie Aufenthalte im europäischen Aus-
land, einen deutlichen E$ekt (r=1.29***) auf das politische 
EU-Wissen der Schülerinnen und Schüler hat (hohe E$ektstär-
ke des signi&kanten Wissensunterschiedes der beiden Gruppen 
Cohens d=1.44). Auch das subjektive EU-Wissen wird vom po-
litischen Fachunterricht positiv beein#usst, während sich für 
politische Einstellungen, diskursbezogenes politisches E$ek-
tivitätsgefühl und politische Partizipationsbereitschaften hier 
höchstens indirekte E$ekte der EU-Behandlung im Unterricht 
zeigen, jeweils vermittelt über den Erwerb von EU-Kenntnis-
sen. Interven tionsstudien der Pädagogischen Hochschule Karls-
ruhe konnten ebenfalls einen Zuwachs an EU-Wissen bei Schü-
lerinnen und Schülern nachweisen, die an Unterrichtsreihen 
zur Europäischen Union teilgenommen hatten (vgl. Eck/Wei-
ßeno 2013; Landwehr 2017).

Mehrere Studien der Universität Göttingen untersuchten 
die Wirkungen einer planspiel-basierten Unterrichtsinterventi-
on zur politischen EU-Bildung. Eine Studie fokussierte den 
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Einsatz von dreistündigen EU-Kurzplanspielen in Sekundar-
stufen an Gymnasien, Gesamtschulen und Berufsschulen (Nie-
dersachsen und Nordrhein-Westfalen), die einen Willensbil-
dungs- und Entscheidungsprozess des Europaparlaments zu 
den "emen Asylpolitik, Datenschutz oder Umweltpolitik si-
mulierten (entwickelt und durchgeführt durch die planpolitik 
GbR, www.planpolitik.de), und analysierte E$ekte auf EU-be-
zogenes politisches Wissen, Einstellungen, Motivationen und 
Volitionen (Pre-Post-Design, N=308; vgl. Oberle/Leunig 2018; 
Oberle u. a. 2020). Eine weitere Studie (Jean Monnet Projekt 
PEP, siehe http://pep.uni-goettingen.de) untersuchte die Wir-
kungen von EU-Planspielen auf politisches Wissen, Einstellun-
gen, Motivationen und Volitionen bei Grundschulkindern 
(N=318, überwiegend vierte Jahrgangsstufe, deutschlandweit; 
vgl. Oberle u. a. 2018), wobei hier während eines Vormittags 
eine Entscheidung des Rats der EU zu den "emen Gesunde 
Ernährung, Umweltschutz oder Tierschutz simuliert wurde. 
Die PEP-Studie beinhaltete einen dritten Messzeitpunkt ca. 
sechs bis acht Wochen nach Durchführung der Planspiele und 
eine Kontrollgruppe, die ohne Intervention ebenfalls zu drei 
Messzeitpunkten befragt wurde. Ergänzend zu den schriftli-
chen Fragebogenerhebungen, die in den Sekundar- und Pri-
marstufenstudien zahlreiche Parallelen aufweisen und so auch 
Bezugnahmen ermöglichen, wurden leitfadengestützte Schüler-
interviews geführt und mittels kategorialer Inhaltsanalysen aus-
gewertet.

Die Studien konnten deutliche E$ekte der Interventionen 
sowohl auf EU-Wissen als auch EU-Einstellungen sowie politi-
sche Motivationen der Schülerinnen und Schüler sichtbar ma-
chen. Die EU-Einstellungen der Lernenden entwickeln sich 
tendenziell zum Positiven, wobei besonders der wahrgenomme-
ne Alltagsbezug der EU und die empfundene Responsivität der 
EU Veränderungen erfuhren. Die Entwicklung des Responsivi-
tätsgefühls der Teilnehmenden wurde tiefergehend untersucht, 
u. a. auf Basis latenter Klassenanalysen. Dabei zeigte sich, dass 
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sich Veränderungen vor allem bei den vorab negativ eingestell-
ten Schülerinnen und Schülern ergaben: So veränderte sich in 
der Sekundarstufenstudie das Responsivitätsgefühl vor allem 
bei dem Typ mit niedrigem Ausgangsniveau, dort aber außer-
ordentlich stark (Cohens d = 1.34) hin zu einem mittleren 
Wert. Auch angesichts der begleitenden Interviews lässt sich 
vermuten, dass durch das Planspiel Vorurteile der Schülerinnen 
und Schüler abgebaut wurden und durch die Rollenübernahme 
eine generelle Identi&kation mit Abgeordneten des Europapar-
laments erhöht wurde. Eine EU-Euphorie wurde durch das 
Planspiel nicht ausgelöst. In der Grundschulstudie PEP zeigten 
sich in der Follow-Up-Erhebung auch längerfristige Wirkun-
gen, insbesondere auf das EU-Wissen und das politische E$ek-
tivitätsgefühl der Kinder. Auch zeugen die Studien von einer 
hohen subjektiven Zufriedenheit der Teilnehmenden mit den 
Planspielen, die sich nicht zuletzt aus einem erlebten Lernzu-
wachs speist. Mädchen scheinen von der Teilnahme an diesen 
analogen Planspielen besonders zu pro&tieren. Insgesamt ver-
ringerten sich sozio-demogra&sch bedingte Unterschiede im 
Vorwissen der Kinder und Jugendlichen durch die Teilnahme 
an den schulischen Bildungsinterventionen (vgl. auch Weißeno 
u. a. 2019). Die Forschungsergebnisse unterstreichen die be-
sonderen Potenziale der Planspielmethode für die Überwin-
dung einer konstatierten politischen „Prozessverdrossenheit“ 
(Schöne 2017, 92).

5. Fazit und Ausblick

Die Europäische Union bedarf für ihren Bestand und die Wei-
terentwicklung ihrer demokratischen Funktionsfähigkeit einer 
Bürgerschaft, die über politisches EU-Wissen und konstruktive 
Einstellungen zur europäischen Integration verfügt. Auch wenn 
die Einstellungsforschung heute nicht das Bild einer verbreite-
ten fundamentalen Euroskepsis oder einer akuten EU-Vertrau-
enskrise zeichnet, bleibt die Legitimität der EU angesichts einer 
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Ablehnung der EU bei ca. einem Fünftel der Befragten, einem 
weiterhin bestehenden Netto-Misstrauen in der Bevölkerung 
und eines bedeutenden Anteils an Unentschlossenen bzw. einer 
„lauen Mitte“ doch prekär (Nullmeier u. a. 2010). Die großen 
De&zite an Grundkenntnissen über die EU in der Bevölkerung 
zeigen, über wie viel „Luft nach oben“ künftige Interventionen 
der politischen EU-Bildung verfügen. Wissensvermittlung ist 
dabei nicht mit Frontalunterricht gleichzusetzen. Für alle Alters-
gruppen braucht es kreative Bildungsansätze, die grundlegende 
Aspekte der Bedeutung und Funktionsweise der europäischen 
Institutionen, ihrer polity-, politics- und policy-Dimensionen 
und der eigenen Partizipationsmöglichkeiten verständlich, ex-
emplarisch, problemorientiert, kon#iktorientiert, handlungs-
orientiert und teilnehmendenorientiert vermitteln.

Auch wenn im Schnitt ca. 50 Prozent der Jugendlichen hier-
zulande der EU positiv gegenüberstehen, so dürfen die bil-
dungsabhängige Varianz mit deutlich weniger positiven Ein-
stellungen in bildungsferneren Schichten und an nichtgymna-
sialen Schulformen sowie der große Anteil an „Nicht-Einstel-
lungen“ gerade bei diesen Jugendlichen in der Analyse nicht 
fehlen. Der Befund eines sozialen Gradienten in den EU-bezo-
genen politischen Kompetenzen sollte Anlass für verstärkte Bil-
dungsbemühungen sein, die eine gezielte Auseinandersetzung 
mit der EU gerade auch in Grundschulen, in Haupt- und Re-
alschulen und in Berufsbildenden Schulen befördern. Der po-
litische Fachunterricht hat durch die Schulp#icht die große 
Chance, sozio-demogra&sche Unterschiede im EU-bezogenen 
politischen Wissen, in den europapolitischen Motivationen 
und weiteren politischen Kompetenzen durch passende Bil-
dungsmaßnahmen auszugleichen. Damit geht auch eine beson-
dere Verantwortung einher.

Ein verständiger Zugang zur EU bedarf mehrerer Anläufe. 
Politische EU-Bildung sollte bereits in der Grundschule anset-
zen und auch dort über soziales, kulturelles und geogra&sches 
Lernen hinausgehen. Dass sich Kinder für Politik im engeren 

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.



81Wissen und Einstellungen junger Bürgerinnen und Bürger zur EU

Sinne interessieren und bereits über Wissen und Einstellungen 
zu Europa und der Europäischen Union verfügen, zeigen em-
pirische Studien (vgl. auch Schöne/Detterbeck 2018). Aller-
dings ist festzustellen, dass es auch ausgebildeten Politiklehr-
kräften oftmals an fachwissenschaftlichen und fachdidakti-
schen Kenntnissen für eine gelingende EU-Bildung mangelt, 
da die europäische Integration in der Lehrerbildung noch im-
mer zu wenig berücksichtigt wird – die Problematik verschärft 
sich bei fachfremd unterrichtenden Lehrkräften und Grund-
schullehrkräften. Um die erforderliche EU-bezogene politische 
Bildung der heranwachsenden Generation tatsächlich zu reali-
sieren, bedarf es daher auch einer Europaorientierung der Leh-
reraus- und -fortbildung für den politischen Fachunterricht an 
allen Schulformen.
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Die Europäische Union als Lerngegenstand ist für Lehrende und Lernende gleicher-
maßen herausforderungsvoll, denn ein „europäisches Bewusstsein“ als Ziel poli-
tischer Bildung setzt mehr voraus als affektives Zugehörigkeitsgefühl. Für eine an-
gemessene politische Urteilsbildung ist EU-bezogenes Wissen notwendig. Dabei 
geht es um eine differenzierte Auseinandersetzung mit europäischen Themen, Her-
ausforderungen und Konfl ikten, die sich nicht von momentanen Stimmungen oder 
von einer diffusen Ablehnung leiten lässt. Europabildung hat nicht vorrangig die 
Aufgabe, für die europäische Integration zu begeistern. Sie muss vielmehr die ge-
wachsene Bedeutung der EU verstehbar machen, ihre Probleme benennen sowie 
analysieren und schließlich die politische Urteilsbildung und Handlungsfähigkeit der 
Schülerinnen und Schüler fördern. Indem politische Europabildung Wissen, Einstel-
lungen und Erfahrungen sowie Urteilskraft und Handlungskompetenz miteinander 
verknüpft, kann sie eine wichtige Grundlage zur Herausbildung der vielbeschwore-
nen „europäischen Identität“ legen und einen Beitrag zur Entwicklung einer demo-
kratischen politischen Kultur der EU leisten.   
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